
gemachten Anspruch eine Konflikt­
entscheidung getroffen worden wäre. 
Sie erhalten in jedem Fall eine end­
gültige, die Beratung abschließende 
und den Konflikt bereinigende Ent­
scheidung, die nach Eintritt der 
Rechtskraft bei Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 61 Abs. 1 KKO 
bzw. § 59 Abs. 1 SchKO für voll­
streckbar erklärt und erforderlichen­
falls zwangsweise realisiert werden 
kann.
Davon ausgehend, ist dem Urteil des 
Bezirksgerichts Rostock jedenfalls im 
Ergebnis voll zuzustimmen. Zutref­
fend ist es zu der Feststellung ge­
langt, daß dem betroffenen Bürger 
mit der Entscheidung des gesellschaft­
lichen Gerichts ausreichend Rechts­

schutz gewährt wurde. Auch Püschel 
hat — wenn auch aus anderen Grün­
den — bejaht, daß das Rechtsschutz­
bedürfnis für eine Klage vor dem 
staatlichen Gericht fehlte, jedoch 
kam es aus den dargelegten Grün­
den auf die ausdrückliche Unter­
scheidung zwischen Konflikt- und 
Bestätigungsentscheidung nicht maß­
geblich an. Für die Beteiligten hat 
jedenfalls die Bestätigung der Eini­
gung die gleiche Bedeutung wie die 
Entscheidung des Konflikts selbst, 
und zwar unabhängig davon, ob 
diese Entscheidungen von einem ge­
sellschaftlichen oder von einem staat­
lichen Gericht ergehen.

INGRID TAUCHNITZ,
Richter am Obersten Gericht

Schriften der VO über die Pfändung 
von Arbeitseinkommen vom 9. Juni 
1955 (GBl. I S. 429) und der 2. DB 
dazu vom 12. Oktober 1965 (GBL II 
S. 757) finden grundsätzlich auch auf 
das Arbeitsentgelt der Verhafteten 
Anwendung. Der Leiter der Unter­
suchungshaftanstalt hat zu sichern, 
daß Pfändungen in das Arbeitsent­
gelt Verhafteter unter Beachtung 
dieser Vorschriften ausgeführt wer­
den.
Die Untersuchungshaftanstalten sind 
gegenüber einem Gläubiger, der die 
Pfändung in das Arbeitsentgelt eines 
Verhafteten betreibt, Drittschuldner. 
Es obliegen ihnen damit auch alle 
Pflichten, wie sie sich insbesondere 
aus der 2. DB zur APfVO ergeben. 
Das bringt folgende Aufgaben mit 
sich:
1. Der Pfändungsbeschluß ist auszu­
führen und die Überweisung des ge­
pfändeten Betrages aus dem Arbeits­
entgelt des Verhafteten vorzuneh­
men. Sofern das nicht möglich ist, ist 
der Gläubiger über die Gründe zu 
benachrichtigen. Das kann z. B. der 
Fall sein, wenn der Verhaftete nicht 
mehr in Arbeit steht oder wenn das 
Arbeitsentgelt die Grenze des pfän­
dungsfreien Betrages nicht über­
schreitet.
2. Das Vollstreckungsgericht und 
der Gläubiger sind unverzüglich von 
der Entlassung aus der Unter­
suchungshaft, von der Einweisung in 
eine Strafvollzugseinrichtung oder 
von der Beendigung der Zuweisung 
von Arbeit und der damit verbunde­
nen Einstellung der Zahlungen zu in­
formieren.
3. Wird der Verhaftete aus der Un­
tersuchungshaft entlassen, dann ist 
ihm nach § 2 Abs. 1 der 2. DB zur 
APfVO eine Bescheinigung über das 
Vorliegen der Pfändung des Arbeits­
einkommens auszuhändigen.

Oberstleutnant des SV
HANS RICHARDT, Berlin

Pfändung in das Arbeitsentgelt Verhafteter

Nach einer Weisung zur Unter­
suchungshaftvollzugsordnung kann 
Verhafteten unter Beachtung des 
Zwecks der Untersuchungshaft, des 
Prinzips der Freiwilligkeit der Ar­
beitsleistung sowie der Möglichkeiten 
und Bedingungen der jeweiligen Un­
tersuchungshaftanstalt Arbeit zuge­
wiesen werden. Die Arbeit wird 
allerdings nicht im Rahmen eines 
Arbeitsrechtsverhältnisses, sondern 
auf der Grundlage eines staatlichen 
Auftrags mit Zustimmung des Ver­
hafteten geleistet.
Für diese Arbeit erhalten die Ver­
hafteten ein Arbeitsentgelt, das in 
der Höhe vom Arbeitslohn Werktäti­
ger für gleiche Arbeit nicht abweicht 
und über das sie — nach Abzug der 
mit der Arbeitszuweisung zusam­
menhängenden sachlichen und per­
sönlichen Kosten (Arbeitskleidung, 
höherer Verpflegungssatz usw.) — 
frei verfügen können. Der Leiter der 
Untersuchungshaftanstält muß je­
doch von Anfang an darauf hinwir­

ken, daß arbeitende Verhaftete ihr 
Arbeitsentgelt entsprechend den fa­
milienrechtlichen Bestimmungen 
vorrangig für die Unterstützung 
ihrer Familie bzw. für die Zahlung 
von Unterhalt an berechtigte Ange­
hörige verwenden und auch ihren 
sonstigen finanziellen Verpflichtun­
gen nachkommen.
Die Verwirklichung des Prinzips der 
freien Verfügung des Verhafteten 
über sein Arbeitsentgelt bedingt, daß 
der Verhaftete für jede Zahlung aus 
seinem Arbeitsentgelt an Dritte der 
Untersuchungshaftanstalt einen 
schriftlichen Zahlungsauftrag ertei­
len muß. Der Leiter der Unter­
suchungshaftanstalt ist nicht berech­
tigt, Festlegungen zur Verwendung 
des Arbeitsentgeltes zu treffen oder 
selbst zwangsweise Eingriffe in das 
Arbeitsentgelt vorzunehmen. 
Bestehen berechtigte Ansprüche von 
Gläubigern, die der Verhaftete nicht 
freiwillig befriedigt, dann bedarf es 
der Zwangsvollstreckung. Die Vor-
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Strafrecht

§§ 9,185 Abs. 1,188 Abs. 1 StGB; ABAO 615/1 - Schwei­
ßen, Schneiden und ähnliche Verfahren — vom 15. April 
1967 (GBL n S. 213).
1. Ein Werktätiger, der Schweiß- und Schneidarbeiten 
ausführt, muß für dieses Arbeitsgebiet seine Kenntnisse 
durch spezielle Prüfungen oder Unterweisungen nach­
gewiesen haben. Er ist beim Ausführen dieser Arbei­
ten für die Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen 
im Rahmen seiner Arbeitsbefugnis verantwortlich.
2. Zur Verletzung von Berufspflichten bei fahrlässiger 
Verursachung eines Brandes.
OG, Urteil vom 17. Oktober 1973 - 2 Zst 27/73.

Der Staatsanwalt erhob Anklage gegen den Montage­
facharbeiter. G. und beschuldigte ihn, durch die bewußte 
Verletzung der ihm bei Schweiß- und Schneidarbeiten

obliegenden Rechtspflichten fahrlässig einen Brand ver­
ursacht zu haben (Vergehen nach §§ 185 Abs. 1, 188 
Abs. 1 StGB). Mit der Anklage wird von folgendem we­
sentlichen Ermittlungsergebnis ausgegangen:
Der Beschuldigte besitzt seit Juni 1967 die Qualifika­
tion als Gas-Brennschneider und hat den Befähigungs­
nachweis für den Gesundheits-, Arbeits- und Brand­
schutz. Der Inhalt der Arbeitsschutz- und Brandschutz­
anordnung 615/1 — Schweißen, Schneiden und ähnliche 
Verfahren — vom 15. April 1967 (GBl. II S. 213) war ihm 
hinlänglich bekannt.
Der Beschuldigte und weitere Mitglieder der Brigade 
demontierten auf einem mit Teerpappe eingedeckten 
Dach Metallträger. Zur Durchführung der dabei erfor­
derlichen Schweiß- und Schneidarbeiten hatte der 
Sicherheitsihspektor des Auftraggebers für die Zeit vom
7. bis 9. Mai 1973 einen nicht den Anforderungen des § 3 
Abs. 2 der ABAO 615/1 entsprechenden Schweißerlaub­
nisschein ausgestellt. Am 8. Mai 1973 wurde der Ur­
sprüngliche Demontageauftrag erweitert. Der Beschul-
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